Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 16 Ausgegeben Danzig, den 31. März 1922 


Inhalt. Aus ührungsverordnungen zum Geſetz über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Empfängern 
von Renten aus der Invalden⸗ und der Augeſtelltenverſicherung vom 10. Marz 1922S 81. Aus'ꝛi hrungebeftimmungen 
über das Verfahren zum Geſetz vom 10. März 1922 über Neuregelung der Zulagen in der Unſallve fiherung (5. 84). 


31 Ausführungsverordnungen 
zum Geſetz über Notſtandsmaßnahmen zur Uuterſtützung von Empfängern von Nenten aus 
der Invaliden⸗ und der Angeſtellien⸗Verſicherung vom 10. März 1922. 


Auf Grund des 8 8 des Geſetzes über Notſtands maßnahmen zur Unterſtützung von Empfängern von 

Renten aus der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung vom 10. März 1922 wird folgendes angeordnet: 
81. 

Der Rentenempfänger hat den Antrag auf Unterſtützung bei der Gemeindeverwaltung ſeines Wohn⸗ 
ortes mündlich oder ſchriftlich zu ſtellen, und zwar in den Landgemeinden oder Gutsbezirken bei dem Ge⸗ 
meinde⸗ oder Gutsvorſtand, in den Städten bei dem Gemeindevorſtand oder den von dieſem in orisüblicher 
Weiſe bekanntzugebenden Siellen. Der Antrag kann auch durch einen Vertreter geſtellt werden. Der Ver⸗ 
treter iſt auf Verlangen verpflichtet, eine ſchriſtliche Vollmacht vorzulegen. 

Hat der Remenemplänger keinen Wohnort oder iſt ſtreitig, wo fi) der Wohnort befindet, fo gilt 
als Wohnort der Ort, der für die Beſtimmung der Zahlſtelle der Rente oder des Ruhegeldes maßgebend 
war. Der Rentenempfänger iſt auf Verlangen verpflichtet, durch Vorlage der Mitteilung der Verſicherungs⸗ 
anſtalt des Rentenausſchuſſes oder der ſonſtigen anweiſenden Stelle die Zahlſtelle nachzuweiſen. 

Die den Antrag entgegennehmenden Stellen haben ihn, ſofern ſie nicht ſelbſt zur Entſcheidung 
berufen find, unverzüglich mit gutachtlicher Aeußerung über die für die Gewährung und Höhe der Unter⸗ 
ſtützung maßgebenden Berhälniffe des Antragfieleıs an die zur Entſcheidung über den Antrag zuftändige 
Sielle (§ 2) weiterzulriten. 8 2 

Die Entſcheidung erfolgt in den Städten durch die von dem Gemeindevorſtande beſtimmte Stelle, 
in den Landgemeinden und Gutsbezirken durch den Kreisausſchuß. 

Der Senat kann Landgemeiden auf Antrag oder von Amtswegen die Einrichtung der entſcheidenden 

Stellen durch den Gemeindevorſtand geſtatten. Die Bildung von Zweckverbänden iſt mit Genehmigung des 
Senats zuläſſig. 
8 3. 


Die Stellen entſcheiden nach pflichtgemäßem Ermeſſen. Der Leiter dieſer Stellen iſt zur Abnahme 

der eidesſtattlichen Erklärung (vgl. $ 6 Abſ. 4) befugt. 
\ 8 4. 

Als Empfänger von Renten im Sinne des $ 1 des Geſetzes vom 10. 8. 22 find auch Perſonen 
anzuſehen, die gemäß 85 372 bis 386, S 388 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte aus Erſatzkaſſen 
Ruhegeld oder Rente auf Grund reichsgeſetz eicher Verſicherungspflicht beziehen. 

Als Rentenempfänger im Sinne des Geſetzes ſind nicht Perſonen anzuſehen, die nur eine lebens⸗ 
längliche Rente oder Leibrente nach SS 61 oder 63 des Verſicherungsgeſetzes für Augeſtellte beziehen. 
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8 5. 

Kinder im Sinne des § 2 Abſ. 3 des Geſetzes vom 10. 3. 22 find eheliche und ihnen gleichgeſtellte 

Kinder ſowie die unehelichen Kinder weiblicher Rentenempfänger. 
86. 

Die Unterſtützung muß gewährt werden, wenn die Tatſachen feſtſtehen, von denen das Geſetz die 
Gewährung der Unterſtützung abhängig macht. 

Die Berechtigung zum Bezuge der Rente oder des Ruhegeldes muß durch Vorlegung des letzten 
Renten⸗ oder Unterſtützunasbeſcheides nachgewieſen werden oder durch eine Beſtätigung der Zahlſtelle, des 
Verſicherungsamtes, des Rentenausſchuſſes, der Erſatzkaſſe oder der ſonſtigen anweiſenden Stelle über die 
Erteilung dieſes Rentenbeſcheides. Die Gemeinden können zur Vermeidung von Doppelzahlungen auf dem 
Beſcheid oder der Beftätinung vermerken, daß und wann ein Antrag auf Unterſtützung geſtellt worden iſt. 

Die weiteren Feſtſtellungen, insbeſondere über die Eindommens- und Familienverhältniſſe, find von 
Amts wegen vorzunet men. Die reicheg-fer lichen Verſicherungsträger, die Zahlſtellen der Unterſtützungs⸗ 
empfänger, deſſen unterhaltspflichtige Angehörige und die Arbeitgeber find verpflichtet, den Gemeinden über 
alle für di⸗ Unterftügung erheblichen Talſachen Auskunft zu erteilen. 

Taiſachen können als feſtg stellt angeſehen werden, wenn der Rentenempfänger fie vor einer zus 
ſtändigen Stelle in Gegenwart eines Zeugen an Eides Statt verſichert Vor der Abnahme der eidesſtatt— 
lichen Verſich erung iſt er darüber zu belehren, daß nach § 156 des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Gefängnis 
von einem Monat bis zu drei Jahren beſtraft wird, wer eine derartige Verſicherung wiſſentlich falſch abgibt 
oder unter Berufung auf eine ſolche Verſicherung wiſſentlich falſch ausſagt. Ueber die Belehrung und 
die Verſicherung an Eides Statt iſt eine Niederſchrift aufzunehmen, die von dem Abnehmenden, dem Renten⸗ 
empfanger und dem Zeugen zu unterzeichnen iſt. Zur Abgabe der eidesſtattlichen Verſicherung kann der 
Rentenempfänger nicht gezwungen werden, er kann auch nicht verlangen, dazu zugelaſſen zu werden. 

N 8 7. 

Als Bezüge auf Grund des Reichsverſorgungsgeſetzecs vom 12. Mai 1920 und anderer Militär: 
verſorgungsgeſetze gelten auch widerrufliche Zuwendungen, Teuerungszulagen und Teuerungezuſchläge, die 
n Vollzug dieſer Geſetze aus Staatsmitteln gewährt werden. 

8 8. . 

Die Unterſtützung ſoll in der Regel jeweils für ein Kalendervierteljahr feſtgeſetzt werden. Läßt 
fich für die Unterſtuͤtzungszeit der Betrag des anzurechnenden Einkommens nicht ausreichend feſtſtellen, jo 
können die tatſächlichen Bezüge im vorhergehenden Kalendervierteljahre zugrunde gelegt werden. Der Betrag 
des anzurechnenden Einkommens iſt auf die nächſte durch 30 teilbare Markzahl abzurunden. 

Der Wert von Sachbezügen iſt bei Berechnung des Geſamtjahreseinkommens gemäß § 2 des 
Geſetzes nach den Ortspreiſen zu berechnen, die nach 8 160 der Reichsverſicherungsordnung bei Berechnung 
des Entgelts maßgebend ſind. Unterſtützungen, die die private Wohlfahrtspflege ohne Rechtspflicht gewährt, 
find nicht zum Einkommen zu rechnen. Geſetzliche Unterhaltsanfprüche find bei Berechnung des anzurech⸗ 
nenden Einkommens nur zu berückſichtigen, ſoweit fie erfüllt find oder nach der Ueberzeugung der über die 
Unterſtützung entſcheidenden Stelle von dem Unterhaltspflichtigen erfüllt werden können. 

. 89. 

Von einer Neufeſtſetzung der Unterſtützung kann abgefehen werden, wenn offenkundig iſt oder vom 
Rentenempfänger glaubhaft verſichert wird, daß in den Verhältniſſen, die für die Fefifegung der Unterſtützung 
maß gebend geweſen find, eine weſeniliche Aenderung nicht eingetreten iſt Beſtehen Zweifel oder iſt ſeit der 
letzten Feſtſetzung ein Jahr verfloſſen, jo find die Talſachen erneut feſtzuſtellen. 

Während der Zeit, für die die Unterſtützung feſtgeſetzt iſt, kann der Rentenempfanger eine Neu⸗ 
feſiſtellung nur beantragen, wenn in den Verhäliniſſen, die jür die Feſtſetzung maßgebend geweſen find, eine 
weſentliche Veränderung eingetreten iſt. Aus den gleichen Gründen kann die Neufeſtſetzung von Amts 
wegen erfolgen. i 
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8 10. 
Auf mehr als drei Monate vom Tage der Antragſtellung an gerechnet darf die Unterſtützung 1 
nachgezahlt werden. Wird der Antrag vor dem 1. Juli 1922 geſtellt, ſo iſt die Unterſtützung, ſoweit die 
geſetzlichen Vorausſetzungen dafür vorliegen, vom 1. Januar 1922 ab zu gewähren. 


§ 11. 

Trunkſüchtige, die auf Grund des § 120 der Reichsverſicherungsordnung oder des § 45 des Ver: 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte an Stelle von Geldleiſtungen Sachleiſtungen beziehen, erhalten auch die 
Unterſtützung in Form von Sachleiſtungen. 

Soweit Gemeinden oder Gemeindeverbände auf Grund des § 1275 der Reichsverſicherungsordnung 
beſtimmen können, daß Renten ſtatt in bar in Sachen gewährt werden, können fie es auch für die Unter⸗ 
ſtützung tun. 

Auch ſonſt können die Gemeinden die Unterſtützung in Sachen . wenn der Renten⸗ 
empfänger zuſtimmt. 

8 12. 

Oeffentliche Armenunterſtützung oder ſonſtige öffentliche Fürſorgeleiſtungen, die nach dem 1. Januar 1922 
bis zur erſtmaligen Auszahlung der Unterſtützung gewährt worden ſind, können auf die für den gleichen 
Zeitraum zu zahlende Unterſtützung angerechnet werden. Sonſt iſt die Anrechnung öffentlicher Armen⸗ 
unterſtützung unzuläſſig. 

8 13. 

In den Fällen, in denen die Rente oder das Ruhegeld ganz oder teilweiſe verſagt oder entzogen 
wird, ruht oder wegfallt, treten die entſprechenden Wirkungen auch für die Unterſtützung ein. Ueber das 
Vorliegen derartiger Falle iſt von den Landesverſicherungsanſtalten, der Reichsverſicherungsanſtalt für Ans 
geſtellte, den Erſatzkaſſen oder den ſonſtigen anweiſenden Stellen Auskunft einzuholen. Neu eintretende Fälle 
werden von den vorbezeichneten Verſicherungsträgern oder Anweiſungsſtellen den Gemeinden mitgeteilt. 

§ 14. 

Soll die Auszahlung der Unterſtützung an einen Vertreter erfolgen, ſo hat er die Vertretungsmacht 
nachzuweiſen und auf Verlangen eine Vollmacht vorzulegen, die von einer Perſon zu beglaubigen iſt, welche 
berechtigt iſt, ein öffentliches Siegel zu führen. 

§ 15. 

Alle Verhandlungen und Urkunden, insbeſondere Vollmachten und amtliche Beſcheinigungen, die bei 
der Stellung von Anträgen, der Durchführung von Erhebungen und Auszahlungen auf Grund des Geſetzes 
erforderlich werden, ſind gebühren- und ſtempelfrei. 

8 16. 

Die allgemeinen Verwaltungskoſten trägt der Kommunalverband der entſcheidenden Stelle. Die 
Koſten des einzelnen Unterſtuͤtzungsfalls, einſchließlich der Koſten der Auszahlung trägt die Wohnortsgemeinde 
des Rentenempfängers. Dieſe zahlt auch die Unterſtützung aus. 

§ 17. 

Beſchwerden gegen die Entſcheibung über die Unterſtützung können von dem Antragſteller und den 

zur Zahlung * Unterſtützung verpflichteten Gemeinden erhoben werden. 
8 18. f 

Die Gemeinden haben bis zum 15. jedes Monats Nachweiſungen über die von ihnen im Vormonat 
geleiſteten Unterſtützungsbeträge auf dem Dienſtwege dem Senat einzureichen. Die Verwaltungskoſten ſind 
nicht erſtattungsfähig. - 

Danzig, den 24. März 1922. 


Der Senat. 
Sahm. Dr. Schwartz. *. — . 
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32 Ausführungsbeſtimmungen 
über das Verfahren zum Geſetz vom 10. März 1922 über Neuregelung der Zulagen in der 
Unfallverſicherung. 
8 1. 


Die Entſcheidungen der Verſicherungsträger über Gewährung, Verſagung und Wegfall der Zulage 


ſind zu begründen. 
zu beg 8 2. 


Erhöht ſich die nach 8 3 Abſ. 3 des Geſetzes berechnete Zulage, weil der jugendliche Berechtigte 
das ſechzehnte oder einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, ſo kann der Verſicherungsträger die Erhöhung 
der Zulage und ihre Berechnung durch formloſes Schreiben mitteilen. Echebt der Berechtigte Einwendungen, 
ſo iſt eine einſpruchsfähige Entſcheidung zu erteilen. 

8 

Bezieht ein Berechtigter Renten von mehreren Verſicherungsträgern, ſo hat jeder Verſicherungsträger 

die von ihm zu gewährende Zulage ſeſtzuſetzen. Ergeben die Liſten und Regiſter eines Verſicherungsträgers 
oder iſt dieſen ſonſt bekannt, daß ein Verletzter auch von anderen Verſicherungsträgern Renten bezieht, deren 
Vomhundertſätze allein oder zuſammen mit der von ihm gewährten Rente mindeſtens die Zahl 50 ergeben, 
ſo hat er mit dieſen wegen Feſiſetzung der Rentenzulagen in Verbindung zu treten. Aendert ein Ver⸗ 
ſicherungsträger eine Rente, zu der er eine Zulage gewährt, fo hat er im Falle der Beteiligung mehrerer 
ae ERST an der Zulage dieſen die Aenderung mitzuteilen. 

8 4. 
118 Iſt eine Genoſſenſchaft Verſicherungsträger, ſo erfolgt die Eniſcheidung durch den Vorſitzenden des 
Genoſſenſchaftsvorſtandes oder den Vorſitzenden des Sektionsvorſtandes, je nachdem die Hauptentſchädigungs⸗ 
akten bei dem einen oder dem anderen Vorſtand geführt werden. 

50 

Die Entſcheidung muß den Vermerk enthalten, daß fie endgültig wird, wenn der Berechtigte nicht 

binnen einem Monat nach ihrer Zuſtellung den Einſpruch bei dem Oberverſicherungsamt einlegt. Das für 
den Einſpruch zuſtändige Oberverſicherungsamt iſt zu bezeichnen. 

N 
. ſowohl die Entſcheidung des Verſicherungsträgers über den Wegfall oder die Aenderung der 
Zulage, als auch ein Beſcheid oder Endbeſcheid, durch den die bisher gewährte Rente geändert ift, angefoa ten, 
ſo hat das Oberverſicherungsamt das Verfahren über den Einſpruch gegen die Zulageentſcheidung bis zur 
rechtskräftigen Entſcheidung über den Rentenanſpiuch auszuſetzen. 


E ele "Danzig, bey 24. März 1922. 


5 Der Senat 
Sahm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Drud von A. Schroth in Danzig. 


